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Profit geht vor Umweltschutz (Teil II)

Antikorruptionsposter in einem Dorf in Nordsumatra © Paul Keller, Flickr CC BY 2.0

Das ist der zweite Teil des Artikels „Profit geht vor Umweltschutz“ (hier geht’s zu Teil I).

Indonesien: Die Regierung plant ein Omnibus-Gesetz, das die Wirtschaft deregulieren und
Investitionen ankurbeln soll. Kritiker befürchten, dass diesem Ziel Umweltschutz und die Rechte von
Indigenen geopfert werden und werfen der Regierung Intransparenz vor.

Ein weiterer Novellierungsvorschlag im Rahmen des Omnibus-Gesetzes besteht darin, den Prozess
der Deklarierung eines Gebietes als Waldgebiet einzuschränken. Wie die Beschränkung der
Öffentlichkeitsbeteiligung hat auch diese Änderung der Ausweisung von Waldgebieten das Potenzial,
Landkonflikte auszulösen, so Hariadi Kartodihardjo, Forstwissenschaftler an der Hochschule für
Agrarwissenschaft in Bogor (IPB).

https://suedostasien.net/?p=8014


Entrechtung indigener Gruppen
Der Deklarierungsprozess erfordert momentan die Zustimmung der indigenen und Waldgemeinden,
würde aber, wenn es nach der Regierung geht, in Zukunft diese weitgehend marginalisierten
Gruppen umgehen. Der anschließende Kartierungsprozess soll elektronisch durchgeführt werden,
wobei Satellitenbilder zur Beschleunigung des Prozesses verwendet werden sollen, erklärt Bambang
Hendroyono, Generalsekretär des Umweltministeriums.

Hariadi prognostiziert, dass dies die Kluft zwischen den im Wald lebenden Gruppen und der
Regierung sowie den Unternehmen, welche ihr Land im Auge haben, vertiefen werde, da letztere
eher Zugang zur Technologie für die Erstellung der elektronischen Karten hätten. Die meisten
bestehenden Landkonflikte in Indonesien betreffen umstrittene Grenzziehungen. Gruppen ohne
Zugang zu elektronischen Karten wären beim Abstecken ihrer Ansprüche auf Land massiv
benachteiligt, so Hariadi. „Stellen Sie sich doch nur vor, dass sie [diese Gruppen] sich auf die lokale
Regierung und den Privatsektor verlassen müssen, die im Besitz der elektronischen Karten sind“,
sagte er. „Ein Gebiet hat soziale und kulturelle Funktionen, es ist nicht nur eine Ware auf dem
Papier.“
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Durch das Omnibus-Gesetz soll das Mitspracherecht indigener und lokaler Gemeinschaften bei der Deklarierung von
Waldflächen nun praktisch ausgehebelt werden. Die Dorfgemeinschaft von Sekonyer in Zentral-Kalimatan protestiert
gegen das Palmölunternehmen PT Bumi Langgeng (BW Plantation) wehren. Auf dem Banner im Hintergrund fordern sie
das Unternehmen auf, der Lokalbevölkerung ihre Rechte zurückzugeben. Beide Fotos © Rainforest Action Network (RAN),
Flickr CC BY-NC 2.0

Ebenfalls im Zusammenhang mit den Waldgebieten steht der Vorschlag, eine bislang für alle
Regionen gültige Verpflichtung zu streichen, die vorschreibt, mindestens 30% ihres jeweiligen
Territoriums als Waldfläche zu erhalten.

Muhammad Iqbal Damanik, ein Forscher der Umwelt-NGO Auriga Nusantara, erklärt, dies würde es
Bergbau- und Plantagenunternehmen, die derzeit illegal in Waldgebieten tätig sind, ermöglichen,
ihre Verbrechen zu übertünchen. Diesen Unternehmen würde es im Rahmen der vorgeschlagenen
Änderung möglich, zu beantragen, den Status des Landes von Wald auf Nicht-Waldgebiet zu ändern,
wodurch ihre Aktivitäten legalisiert würden. „Die Perspektive [der Omnibus-Gesetze] ist also
Ausbeutung“, sagte er zu Mongabay. „Es gibt darin keine Naturschutzperspektive.“

Anggalia Putri, Forscherin bei der NGO Madani, bekräftigt, dass die Regierung besser darauf
drängen sollte, die Grenze auf über 30% zu erhöhen, insbesondere für Regionen wie Papua im Osten
Indonesiens, das noch eine große Fläche intakten Naturwaldes besitzt. Selbst die Beibehaltung einer
Mindestwaldfläche von 30% in Papua würde effektiv einer massiven Welle der Abholzung grünes
Licht geben, erklärte sie.
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Kahlschlag von Regenwald durch das Palmöl-Unternehmen PT Papua Agro Lestari in der
ostindonesischen Provinz Papua, © Mighty/Rainforest Action Network, Flickr CC BY-NC 2.0

Legal und doch unrechtmäßig
Trotz des hohen Stellenwerts der vorgeschlagenen Änderungen in den Omnibus-Gesetzen hat die
Öffentlichkeit die Entwürfe noch immer nicht zu Gesicht bekommen. Präsident Widodo wies seine
Beamten im Dezember dazu an, die Entwürfe der Transparenz zuliebe der Öffentlichkeit zugänglich
zu machen. Dies ist immer noch nicht geschehen, was Gewerkschaften aufgrund von Spekulationen
über umfassende Kürzungen der Sozial- und Sicherheitsbestimmungen für Arbeitnehmer*innen dazu
veranlasst hat, Proteste gegen die Gesetzentwürfe zu organisieren.

Auch die nationale Ombudsstelle wurde übergangen. Als diese um ein Treffen mit dem Büro des
koordinierenden Ministers für Wirtschaft zur Erörterung der Gesetzesvorlagen bat, wurde sie
zurückgewiesen. Der Ombudsmann Ahmad Alamsyah Saragih erklärte, dies sei das erste Mal, dass
seiner Stelle ein Treffen von einer Regierungsinstitution verweigert worden sei. Stattdessen forderte
das Büro des Ministers den Ombudsmann dazu auf, eine schriftliche Empfehlung zu den
Gesetzentwürfen abzugeben.

„Wie können wir eine schriftliche Empfehlung abgeben, wenn wir die Entwürfe nie erhalten haben?“
empörte sich Alamsyah. „Wir haben auch beobachtet, wie NGOs [um ein Treffen mit dem Büro des
Ministers gebeten haben und] die gleiche Antwort erhielten.“

Laode Muhammad Syarif von der NGO-Kemitraan, der noch bis vor kurzem als Kommissar bei der
nationalen Anti-Korruptionsbehörde KPK tätig war, sagte, der Mangel an Transparenz deute darauf
hin, dass die Omnibus-Gesetze mit problematischen Artikeln durchsetzt seien. Er verglich sie mit
dem umstrittenen Antikorruptionsgesetz, das 2019 von der Regierung entworfen und vom Parlament
in ähnlich blitzschneller Weise verabschiedet wurde, wobei die KPK aus den Beratungen
ausgeschlossen wurde. Die Regierung bestand zwar darauf, dass das Gesetz den Kampf der Behörde
gegen die Korruption verstärken würde, aber tatsächlich hat das Gesetz nach seiner Verabschiedung



die Möglichkeiten der KPK zur Durchführung von Ermittlungen massiv beschnitten.

Sowohl beim Antikorruptionsgesetz als auch bei den Omnibus-Gesetzen wurden die Verhandlungen
hinter verschlossenen Türen geführt, zivilgesellschaftliche Gruppen ausgeschlossen und die
Regierung drängte auf eine rasche Verabschiedung. Laode wirft die Frage auf, wozu die
Heimlichtuerei diene, wenn die Regierung nichts zu verbergen habe und die Omnibus-Gesetze
wirklich dem Gemeinwohl dienten. „Was soll hier verheimlicht werden, sodass die Entwürfe nicht
[mit der Öffentlichkeit] geteilt werden?“, fragte er.

Hariadi ruft die Regierung dazu auf, transparenter mit den Gesetzesvorlagen umzugehen.
„Schränken Sie die Beteiligung nicht ein“, fordert er. „Lassen Sie die Gesetzesvorlagen nicht legal
und doch unrechtmäßig werden, indem Sie die Öffentlichkeit nicht in die Beratungen einbeziehen.“
Die Beteiligung der Öffentlichkeit sei wichtig, weil weder die Gesetzentwürfe noch die geltende
Gesetzgebung die wirklichen Probleme, die größere Investitionen in Indonesien behindern, wie
Korruption und Landkonflikte, angemessen angingen.
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„Was [Investoren] im Weg steht, ist in Wirklichkeit durch Autoritätsmissbrauch verursacht“, so
Hariadi. „Die Regierung und die Gesetzgeber*innen müssen die Tatsachen vor Ort betrachten, um
die Probleme lösen zu können, die die Omnibus-Gesetze in Angriff nehmen sollen. Diese Probleme
vor Ort sind zahlreich und sehr komplex. Sie können also nicht einmal eben so vereinfacht werden.“
Wenn überhaupt, so Hariadi, seien die Gesetzesvorlagen ein potentielles Minenfeld für Investoren,
das weitere Probleme – wie Umweltzerstörung und Landkonflikte – zu schaffen drohe, welche
Investoren bereits jetzt davon abhielten, nach Indonesien zu kommen.

Dzulfian Syafrian, ein Wirtschaftswissenschaftler am Institut für die Entwicklung von Wirtschaft und
Finanzen (INDEF), stimmt zu, dass die Gesetzesvorlagen „tatsächlich kontraproduktiv dafür [sind],
Investoren zu gewinnen.“ Eine Lockerung des Umweltschutzes würde Investoren schaden, weil
Umweltschäden zu weiteren Problemen führen würden. „Aus wirtschaftlicher Sicht sind
[Unternehmen und Regierung] auf der Suche nach kurzfristigem Gewinn und Profit“, sagte Dzulfian.
„Sie sehen Nachhaltigkeit für die Entwicklung ihrer Geschäfte als unwichtig an.“

Er fügt hinzu, durch die Gesetzentwürfe würden etwa Investitionen in Kohlenwasserstoffe gefördert,
die weder den Zielen Indonesiens zur Emissionssenkung noch seinen langfristigen Plänen für
nachhaltiges Wachstum dienen würden. „Mit der Lockerung der Umweltvorschriften werden solche
Unternehmen glücklich sein“, sagte Dzulfian. „Aber Investoren, die sich für die Umwelt einsetzen,
werden ihre Zweifel haben.“



Zusätzliche Information

Das erklärte Ziel von Präsident Joko Widodo für seine zweite Amtszeit ist, Indonesiens sieben
Millionen Arbeitslose und 28 Millionen Zeitarbeiter*innen in Lohn und Brot zu bringen. Dafür
sollen die Omnibus-Gesetze unter anderem steuerliche Anreize bieten. Die Jakarta-Post fasste
am 21. Februar weitere Details zum Gesetz zusammen
Arbeiter*innen, Studierende und Umweltaktivist*innen mobilisierten massive Proteste gegen
die Gesetzentwürfe. Naturschützer*innen befürchten, das Gesetz werde die Umwelt
unwiederbringlich schädigen und damit auch die Bevölkerung um ihr Recht auf ein sicheres
Umfeld bringen. Gewerkschafter*innen fürchten eine Schwächung der Arbeiterrechte
Auch Journalist*innen und sogar Vertreter*innen von Lokalregierungen bringen heftige Kritik
dagegen vor. Elf Gewerkschafter*innen wurden im Nachhinein wegen „Provokation“
festgenommen, um weitere „gesellschaftliche Unruhe“ zu verhindern
Trotz der COVID 19-Pandemie, setzt das Parlament seine Beratungen zum Omnibus-Law fort,
was im April zu Protesten von zahlreichen Arbeiter*innen führte, die um ihre Rechte fürchten
Präsident Joko Widodo kündigte daraufhin am 24. April eine Verschiebung der Verabschiedung
der Arbeitsrecht-relevanten Teile des Omnibus-Law an

Dieser Artikel ist die übersetzte und redaktionell bearbeitete Fassung des am 11. Februar 2020 auf
dem Umweltportal Mongabay erschienen Artikels Experts see minefield of risk as Indonesia seeks
environmental deregulation
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